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Das Sicherheitsforschungsprogramm ist mit einer Laufzeit vom 01.01.2012 bis zum 31.12.2017 im 
Sinne eines lernenden Programms angelegt, in dem aktuelle Ereignisse aufgenommen und im Rah-
men der Förderung berücksichtigt werden können. Es handelt sich um ein Programm der Bundesre-
gierung, dessen Federführung beim BMBF liegt. 

 
Mit dem Sicherheitsforschungsprogramm werden innovative Strategien zur Prävention von Katastro-
phen sowie Lösungen für ein modernes Einsatz- und Krisenmanagement erforscht. Um praxisnahe 
Ergebnisse zu erhalten, arbeiten die Forschungsprojekte mit realitätsnahen Szenarien, in die auch die 
späteren Nutzerinnen und Nutzer wie Feuerwehr, Polizei und Rettungskräfte, einbezogen werden. 
Ebenfalls integriert sind Forscherinnen und Forscher aus den Geistes- und Sozialwissenschaften. So 
können gesellschaftliche Aspekte wie ethische, rechtliche und psychologische Rahmenbedingungen 
von Beginn an berücksichtigt werden. Es werden Risiken ganzheitlich in den Blick genommen und 
umfassende Lösungen erarbeitet.  

 

Die geplante Förderung erfüllt die Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der EU-
Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihil-
fen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitswei-
se der Europäischen Union ("allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung" - AGVO) (ABI L187 vom 
26.6.2014, S. 1), und ist demnach im Sinne von Artikel 107 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union mit dem Binnenmarkt und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union freigestellt. Gemäß Artikel 1 Nummer 4a 
und b AGVO werden Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund einer früheren 
Kommissionsentscheidung zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe
mit dem Binnenmmarkt nicht Folge geleistet haben, von der Förderung ausgeschlossen.
 
 
Zur Freistellung 
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